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ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN 
BAU- UND MONTAGEBEDINGUNGEN DER NITZ & NITZ GMBH

§1 · GELTUNG
I. 
Für Bau, Montagearbeiten (nachfolgend genannt: „Bauar-
beiten“) zwischen dem Auftragnehmer und dem Auftragge-
ber/Kunden (nachfolgend genannt: „Auftraggeber“) gelten 
die nachfolgenden Geschäftsbedingungen (nachfolgend 
genannt: „AGB-Bau“). Die AGB-Bau sind Bestandteil des 
Vertrages. Sie haben im Fall von Widersprüchen mit sonsti-
gen Regelungen im Vertrag oder anderen vertraglichen Be-
stimmungen des Auftraggebers Vorrang. Soweit hier in den 
AGB-Bau nicht geregelt, gilt ergänzend das Bau-und Werk-
vertragsrecht des BGB in der jeweils zum Vertragsschluss gel-
tenden Fassung. 

II.
Die von dem Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen er-
geben sich aus dem Auftragsschreiben.

§ 2 · AUSFÜHRUNG 
I.
Für die Ordnung auf der Baustelle und das Zusammenwir-
ken der verschiedenen Unternehmen hat der Auftraggeber 
zu sorgen. 

II.
Der Auftragnehmer führt die Leistung auf eigene Verantwor-
tung nach dem Vertrag aus. Der Auftragnehmer hat die an-
erkannten Regeln der Technik und gesetzliche Bestimmungen 
zu beachten. 

III.
Auf Verlangen ist der Zustand von Teilen der Leistung gemein-
sam von Auftraggeber und Auftragnehmer entsprechend § 
650g BGB festzustellen; dies gilt insbesondere dann, wenn 
diese Teile der Leistung durch die weitere Ausführung der Prü-
fung und Feststellung entzogen werden oder wenn der Auf-
traggeber die Abnahme einer Leistung mit Hinweis auf Män-
gel verweigert; dies gilt sinngemäß für eine Teilabnahme.

IV.
Wirkt der Auftraggeber an einer berechtigterweise vom Auf-
tragnehmer verlangten Feststellung des Zustandes von Teilen 
der Leistung nicht oder nicht im objektiv erforderlichen Maße 
mit, so ist der Auftragnehmer berechtigt, die Feststellung des 
Zustandes von diesen Teilen der Leistung einseitig vorzuneh-
men. Hat der Auftraggeber die fehlende oder unzureichen-
de Mitwirkung zu vertreten, so gilt die vom Auftragnehmer 
einseitig vorgenommene Feststellung des Zustandes als im 
Zweifel vollständig und richtig; dem Auftraggeber bleibt der 
Nachweis vorbehalten, dass die Feststellungen unvollständig 
und/oder unrichtig sind.

V.
Details zu der Prüfung von Vorleistungen, zur Bauleitung, zur 
Dokumentation, Planungsleistungen, Baubesprechungen und 
Abstimmungen sind von den Parteien individuell zu vereinba-
ren; § 650 n BGB bleibt für den Fall von Verbraucherbauver-
trägen davon unberührt. 

§ 3 · MITWIRKUNGSPFLICHTEN
I.
Soweit nichts anderes bestimmt, sind alle für die Ausführung 
der Leistung des Auftragnehmers erforderlichen Informatio-
nen und Unterlagen dem Auftragnehmer spätestens 14 Ka-
lendertage vor Beginn der Ausführung vom Auftraggeber zur 
Verfügung zu stellen. 

II.
Der Auftraggeber unterstützt den Auftragnehmer bei der 
Durchführung der Arbeiten soweit zumutbar. Hierzu gehören 
z.B. insbesondere der Zugang und der Transport zum Bau-
platz und alle Vorkehrungen, welche eine ungehinderte Bau-
ausführung ermöglichen (Beleuchtung, Strom, Wasser) sowie 
die notwendigen Arbeits- und Lagerplätze auf der Baustelle 
freizuhalten. 

III.
Der Auftraggeber prüft selbst, ob und inwieweit behördliche 
oder sonstige Genehmigungen zur Bauausführung erforder-
lich sind; er beschafft diese auf eigene Kosten. Der Auftrag-
nehmer unterstützt den Auftraggeber dabei durch Vorlage 
von Unterlagen, wenn diese dem Auftragnehmer vorliegen. 
IV. 
Erfüllt der Auftraggeber diese Pflichten nicht, so darf der 
Auftragnehmer nach angemessener Fristsetzung hierzu (aber 
ohne Verpflichtung hierzu) die vom Kunden vorzunehmenden 
Handlungen an dessen Stelle und auf dessen Kosten vorneh-
men oder den Vertrag kündigen, wenn der Auftragnehmer 
die Kündigung mit der Nachfristsetzung angedroht hat. Dies 
lässt weitergehende Ansprüche des Auftragnehmers im Falle 
des Verzuges unberührt. 

§ 4 · ÄNDERUNG DER LEISTUNG
I.
Der Auftraggeber kann Leistungsänderungen oder zusätz-
liche Leistungen (nachfolgend: „Leistungsänderungen“) 
verlangen. Eine Leistungsänderung liegt vor, wenn der Auf-
traggeber nach Vertragsschluss die Ausführung geänderter 
Leistungen verlangt, die über die funktionsbereite Ausführung 
der Leistung entsprechend des Vertragsinhaltes hinausgehen.    

II.
Wenn der Auftraggeber Leistungsänderungen verlangt, er-
stellt der Auftragnehmer ein Nachtragsangebot, aus dem 
sich ergibt, zu welcher Kostenerhöhung oder –ersparnis die 
Leistungsänderung des Auftraggebers führt und welche Aus-
wirkungen sie auf die Bauausführung und die Bauzeit voraus-
sichtlich haben werden. 

III.
Nimmt der Auftraggeber das Nachtragsangebot an, ändern 
sich Vergütung, Ausführung und Bauzeit im dort genannten 
Umfang. Kommt keine Nachtragsvereinbarung zustande, so 
wird der Auftragnehmer die Bauarbeiten nach dem ursprüng-
lichen Vertrag ausführen. Dies gilt nicht, wenn der Auftrag-
geber die Leistungsänderung einseitig verbindlich anordnet 
und die Anordnung für den Auftragnehmer zumutbar ist. 
In diesem Fall kann der Auftragnehmer 80 Prozent der im 
Nachtragsangebot enthaltenen Mehrvergütung als Abschlag 
verlangen. 

§ 5 · BAUZEIT – VERZUG – VERTRAGSSTRAFEN
I.
Die Bauzeit gilt als eingehalten, wenn das Werk zur Abnah-
me durch den Kunden bis zum Ablauf bereit ist. Ist kein Fer-
tigstellungstermin (Frist) vereinbart, so hat der Auftragnehmer 
die Leistung innerhalb eines angemessenen Zeitraumes zu 
erbringen. 
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II.
Ist der Auftragnehmer an der ordnungsgemäßen Ausführung 
seiner Leistungen gehindert, so zeigt er dies dem Auftragge-
ber unter Angabe der Gründe und voraussichtlichen Dauer 
an. Die Bauzeit verlängert sich bei entsprechender Anzeige 
um den zur Ausführung erforderlichen zusätzlichen Zeitraum, 
wenn die Behinderung vom Auftragnehmer nicht zu vertreten 
ist; widerspricht der Auftraggeber der Anzeige nicht, so gilt 
die Bauzeit mindestens um den Zeitraum verlängert, der in 
der Anzeige genannt ist.

III.
Zurückbehaltungsrechte oder Aufrechnungen durch den 
Auftraggeber können nur mit rechtskräftig festgestellten, an-
erkannten oder unbestrittenen Gegenansprüchen vorgenom-
men werden. 

§ 6 · VERGÜTUNG
I.
Bei einer Pauschalpreisvereinbarung sind damit alle zur ver-
tragsgemäßen Erstellung des beauftragten Werks erforderli-
chen Leistungen abgegolten. Weicht die ausgeführte Leistung 
von der vertraglich vorgesehenen Leistung so erheblich ab, 
dass ein Festhalten an der Pauschalsumme nicht zumutbar 
ist, so ist unter Berücksichtigung bisheriger Preisgrundlagen 
und der vertraglichen Risikoverteilung eine Anpassung des 
Pauschalpreises zu vereinbaren. 

II.
Der Auftragnehmer ist berechtigt, Abschlagszahlungen in 
Höhe des Wertes der bereits erbrachten und nach dem Ver-
trag geschuldeten Leistungen zu verlangen; sie sind – wenn 
nichts anderes vereinbart ist – mit einer Frist von 14 Kalen-
dertagen nach Rechnungstellung zur Zahlung fällig. Ist der 
Auftraggeber Verbraucher, darf der Gesamtbetrag der Ab-
schlagszahlungen 90 Prozent der vereinbarten Gesamtver-
gütung nicht überschreiten. 

III.
Kündigt der Auftraggeber (freie Kündigung), so schuldet er 
den Auftragnehmer die vereinbarte Vergütung. Weist der 
Auftraggeber dem Auftragnehmer nach, dass und in welcher 
Höhe er durch die Kündigung des Auftrages Aufwendungen 
erspart, so verringert sich die Vergütung entsprechend. Es 
wird vermutet, dass dem Auftragnehmer ungeachtet von Satz 
1 zumindest 10% der vereinbarten Vergütung zustehen. Im 
Falle einer – soweit wirksamen - Teilkündigung gilt dies (Satz 
1 und 2) sinngemäß für die Teilvergütung, die auf den nicht 
mehr zu erbringenden Leistungsteil entfällt. 

IV.
Kündigt der Auftraggeber – soweit wirksam – aus wichtigem 
Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist, so ist der Auf-
tragnehmer berechtigt, die Vergütung zu verlangen, die auf 
den bis zur Kündigung erbrachten Teil des Werkes entfällt.

V.
Einseitig vorformulierte Umlagen des Auftraggebers (z.B. 
Strom, Wasser, Baureinigung) sind ausgeschlossen; sie sind 
individuell zwischen den Parteien zu vereinbaren. 

§ 7 · ABNAHME, MÄNGELRECHTE, 
NACHUNTERNEHMER
I.
Der Auftraggeber hat das Werk abzunehmen, sobald ihm 
die Fertigstellung angezeigt wurde. Ist das Werk nicht ver-
tragsgemäß, so ist der Auftragnehmer zur Beseitigung des 
Mangels verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn der Mangel auf 
einen Umstand zurückzuführen ist, der von dem Auftraggeber 
alleine zu vertreten ist. Unwesentliche Mängel berechtigen 
nicht zur Verweigerung der Abnahme, sondern nur zu einem 
Beseitigungsvorbehalt und einem angemessenen Einbehalt 
der Vergütung; alle übrigen Rechte des Auftraggebers blei-
ben hiervon unberührt. 

Der Auftraggeber trägt die Beweislast dafür, dass es sich 
nicht um einen unwesentlichen, sondern um einen wesent-
lichen Mangel handelt. Als im diesen Sinne unwesentliche 
Mängel gelten im Zweifel solche Mängel, wenn die Kosten 
der Nacherfüllung allein oder zusammen nicht mehr als 25 
Prozent des Nettowerklohns der zur Abnahme angebotenen 
Leistung betragen. Als unwesentlich gelten im Zweifel auch 
Mängel, wenn die Kosten der Nacherfüllung allein oder zu-
sammen mehr als 25 Prozent, aber weniger als 50 Prozent 
des Nettowerklohns der zur Abnahme angebotenen Leistun-
gen betragen, wenn einzelne Mängel oder mehrere Mängel 
gemeinsam die vertragsgemäße Funktionstauglichkeit nicht 
oder nur unwesentlich einschränken, sofern die Mängel ob-
jektiv durch Nacherfüllung beseitigt werden können.

II.
Verzögert sich die Abnahme ohne Verschulden des Auftrag-
nehmers, so gilt die Abnahme nach Ablauf von zwei Wochen 
ab Anzeige der Fertigstellung als erfolgt. Ist der Auftraggeber 
Verbraucher, so gilt dies nur, wenn der Auftraggeber den 
Verbraucherauftraggeber zusammen mit der Aufforderung 
zur Abnahme auf die Folgen einer nicht erklärten oder ohne 
Angabe von Mängeln verweigerten Abnahme in Textform 
hingewiesen hat.  

III.
Mit der Abnahme entfällt die Haftung des Auftragnehmers für 
erkennbare Mängel, soweit sich der Auftraggeber nicht die 
Geltendmachung eines bestimmten bezeichneten Mangels 
vorbehalten hat.

IV.
Die Verjährung überschreitet in keinem Fall die gesetzlich vor-
gesehene Frist. 

V.
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, während der Ausführung 
als mangelhaft oder vertragswidrig erkannte Leistungen auf 
eigene Kosten durch mangelfreie zu ersetzen. Vor Abnahme 
ist ein Selbstvornahmerecht des Auftraggebers zur Mängel-
beseitigung ausgeschlossen.
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§ 8 · HAFTUNGSBESCHRÄNKUNG
I.
Nach den gesetzlichen Bestimmungen haftet der Aufragneh-
mer uneingeschränkt für Schäden aus der Verletzung des Le-
bens, des Körpers oder der Gesundheit sowie für Schäden, 
die auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtver-
letzung sowie Arglist beruhen. Darüber hinaus haftet der Auf-
tragnehmer uneingeschränkt für Schäden, die von einer Haf-
tung nach zwingenden gesetzlichen Vorschriften, wie dem 
Produkthaftungsgesetz, erfasst werden sowie auch im Fall der 
Übernahme von Garantien.

II.
Für solche Schäden, die nicht von Absatz I erfasst werden 
und die durch einfache oder leichte Fahrlässigkeit verursacht 
werden, haftet der Auftragnehmer, soweit diese Fahrlässig-
keit die Verletzung von Vertragspflichten betrifft deren Erfül-
lung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages über-
haupt erst ermöglicht und auf dessen Einhaltung der Kunde 
regelmäßig vertrauen darf (sogenannte Kardinalpflichten). 
Dabei beschränkt sich die Haftung des Auftragnehmers auf 
die vertragstypischen voraussehbaren Schäden. 

§ 9 · WIDERRUFSRECHT
I.
Verbraucher haben bei Abschluss eines Verbraucherbau-
vertrages ein gesetzliches Widerrufsrecht, über das der 
Auftragnehmer nach Maßgabe des gesetzlichen Musters 
nachfolgend vorsorglich informiert, falls der abgeschlossene 
Vertrag nach den gesetzlichen Regelungen tatsächlich ein 
Verbraucherbauvertrag ist; mit der Information und dem Ab-
druck des gesetzlichen Musters der Widerrufsbelehrung ist 
nicht die Aussage verbunden, dass im konkreten Fall auch 
tatsächlich ein Verbraucherwiderrufsrecht besteht; dies hängt 
allein vom Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen eines 
Verbraucherbauvertrages ab:

WIDERRUFSBELEHRUNG
Widerrufsrecht
Sie haben das Recht, binnen 14 Tagen ohne Angabe von 
Gründen diesen Vertrag zu widerrufen. 

Die Widerrufsfrist beträgt 14 Tage ab dem Tag des Vertrags-
schlusses. Sie beginnt nicht zu laufen, bevor Sie diese Beleh-
rung in Textform erhalten haben.

Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns ([…Fir-
ma, Anschrift und Telefonnummer – soweit verfügbar auch 
Telefaxnummer und E-Mailadresse…]) mittels einer eindeu-
tigen Erklärung (z.B. Brief, Telefax oder E-Mail) über Ihren 
Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. Zur 
Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Erklä-
rung über die Ausübung des Widerrufsrechts vor Ablauf der 
Widerrufsfrist absenden. 

Folgen des Widerrufs
Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle 
Zahlungen, die wir von Ihnen erhalten haben, unverzüglich 
zurückzuzahlen. 

Sie müssen uns im Falle des Widerrufes alle Leistungen zu-
rückgeben, die Sie bis zum Widerruf von uns erhalten ha-
ben. Ist die Rückgewähr einer Leistung ihrer Natur nach aus-
geschlossen, lassen sich etwa verwendete Baumateriealien 
nicht ohne zerstören entfernen, müssen Sie Wertersatz dafür 
bezahlen.       

§ 10 · SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
I.
Auf Verträge zwischen dem Aufragnehmer und dem Auf-
traggeber findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland 
Anwendung. Die gesetzlichen Vorschriften zur Beschränkung 
der Rechtswahl und zur Anwendbarkeit zwingender Vor-
schriften insbesondere des Staates, in dem der Kunde als Ver-
braucher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, bleiben davon 
unberührt. 

II. 
Änderungen dieser Geschäftsbedingungen bedürfen der 
Textform. Dies gilt auch für eine Änderung dieser Klausel. Die 
Textform ist konstitutiv. Es gilt insofern die Auslegungsregel, 
dass auch mit einer gegen diese Formvorschrift verstoßen-
den Vereinbarung nicht zugleich die Vereinbarung verbun-
den ist, auf die Einhaltung der Textform zu verzichten, sofern 
der Wille der Parteien, auf die Textform zu verzichten, nicht 
ausdrücklich übereinstimmend geäußert wird. In der bloßen 
Vornahme einer gegen die Textform verstoßenden Vereinba-
rung liegt im Zweifel noch kein Abbedingen des Textformer-
fordernisses. 

III.
Handelt es sich beim Auftraggeber um einen Kaufmann, 
eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder um ein 
öffentlich-rechtliches Sondervermögen, so ist Gerichtsstand 
für alle Streitigkeiten aus dem Vertragsverhältnis zwischen 
dem Auftragnehmer und dem Auftraggeber der Sitz des Auf-
tragnehmers. 

IV.
Der Auftragnehmer ist nicht bereit, an einem Streitbeilegungs-
verfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle teilzuneh-
men. 

V.
Sollten einzelne Bestimmungen dieser AGB-Bau unwirksam 
sein oder werden oder sollte sich herausstellen, dass sie eine 
Lücke enthalten, so soll dies die Wirksamkeit der übrigen 
Bestimmungen nicht berühren. Die Parteien sind in einem 
solchem Fall aber verpflichtet, die unwirksame und fehlende 
Bestimmung durch eine solche Bestimmung zu ersetzen, die 
wirksam ist und dem mit der unwirksamen oder fehlenden 
Bestimmung angestrebten wirtschaftlichen Zweck so weit wie 
möglich entspricht.
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